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Unter Rot-Grün wurden so viele Auslandseinsätze der Bundeswehr beschlossen wie nie zuvor. Vor allem die Teilnahme am NATO-Luftkrieg in Jugoslawien und an der militärischen Bekämpfung
des internationalen Terrorismus war und ist heiß umstritten und vertiefte die Distanz vieler Friedensbewegter gegenüber der Partei, zu deren Wurzeln die Friedensbewegung gehört. Der Autor
war als Mitglied des Verteidigungsausschusses seit 1995 an allen diesen Entscheidungen beteiligt. Er machte dabei Erfahrungs- und Umorientierungsprozesse durch, die exemplarisch sind für
große Teile der Grünen und der Gesellschaft insgesamt. Das Buch versammelt eine Auswahl von Reden und Stellungnahmen, in denen er neue friedenspolitische Herausforderungen und
Antworten reflektiert und transparent macht. Ausgangserfahrung sind die Balkankrisen und -kriege, in denen das inzwischen vorherrschende Muster innerstaatlicher und privatisierter
Gewaltkonflikte zu Tage trat. Vorrangige Konsequenz daraus ist, beschleunigt die Fähigkeiten zur Krisenprävention und Zivilen Konfliktbearbeitung aus- und aufzubauen. Der Autor schildert, was
dazu unter Rot-Grün angestoßen wurde und noch geschehen muss. Angesichts realer Kriege und Gewaltbedrohungen stellt sich zugleich die Frage, wie offene Gewalt eingedämmt und welche
Rolle Militär dabei spielen kann und darf. Vor dem Hintergrund einer kritischen Bilanz des Kosovo-Krieges und der Scharping'schen Bundeswehrreform entwirft er die Grundlinien einer
Militärreform, die der Stärkung gemeinsamer und umfassender Sicherheit dienen und nicht einem neuen Interventionismus Vorschub leisten würde. Der Autor entwickelt Elemente einer grünen
Friedens- und Sicherheitspolitik, die sich ausgehend vom Grundwert Gewaltfreiheit neuen friedenspolitischen Herausforderungen unter den Rahmenbedingungen von Regierungsverantwortung
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Joschka Fischer warb auf dem Bun-
desparteitag in Berlin für eine Ab-
kehr vom kategorischen Gewaltver-
zicht. „Es ist nicht Joschka Fischer,
der Euch das zumutet, die Realität
mutet Euch das zu“, sagte er. Was
hat Ihnen die Realität in den letzten
vier Jahren zugemutet?

Sie hat uns einiges abverlangt, die
Realität. Bereits kurz nach dem
Regierungsantritt sahen wir uns mit
schwierigsten Situationen konfron-
tiert: der humanitären Katastrophe
im Kosovo und einem NATO-
Beschluss für Luftangriffe. Das
waren Ereignisse, die wir uns im
Traum nicht vorgestellt hatten und
zu denen wir uns hier und heute
verhalten mussten. Wenn man an
der Regierung beteiligt ist, kann
man sich nicht mit Wünschen und
der Kritik an früheren Fehlern beg-
nügen. Man muss sich den gegebe-
nen Herausforderungen stellen 
– mit allen daraus folgenden Kon-
sequenzen.

Wir als GRÜNE haben die aktive
Friedenspolitik in den Vordergrund
gestellt. Wir geben dazu nicht ein-
fach Bekenntnisse ab, sondern ha-
ben in den letzten Jahren bei ver-
schiedenen Krisen für Gewaltver-
hinderung gearbeitet und vielfälti-
ge Fähigkeiten entwickelt, um Frie-
denspolitik aktiv voran zu bringen.
Wir haben ein differenziertes Ver-
ständnis vom Militär entwickelt,
wie es auch etwa den friedensethi-
schen Positionen der Kirchen ent-
spricht. Der Einsatz militärischer
Gewalt ist weiterhin ein großes
Übel. Zugleich können aber Situa-
tionen nicht ausgeschlossen wer-
den, in denen der Einsatz militäri-
scher Mittel zur Bewahrung der
internationalen Sicherheit und des
Weltfriedens und zur Abwehr
schwerster Menschenrechtsverlet-
zungen notwendig werden kann.
Das ist eine Anforderung der
Vereinten Nationen, dem sich ein
Mitgliedsland nicht prinzipiell ver-
weigern kann. Zugleich müssen ge-
rade die Grünen angesichts der
Erfahrungen mit Militär und Auf-
rüstung an einer grundlegenden
Militärkritik festhalten. Wir dürfen
nicht in den Fehler verfallen, bei
Positionsänderungen, die durch die
Verhältnisse und Lernprozesse im-
mer wieder notwendig sind, antimi-
litaristische Erkenntnisse über Bord
zu werfen.

Wann hat sich Ihre Position zu
Militäreinsätzen gewandelt? Gab es
ein Schlüsselerlebnis wie bei Josch-
ka Fischer, der seine Abkehr vom
kategorischem Gewaltverzicht mit
dem Fall der UN-Schutzzone in
Srebrenica begründete?

Bei mir war eine Wendemarke der
Bosnienbesuch im Herbst 1996, als

ich oberhalb des früheren Kessels
von Sarajevo stand und dort
nachträglich das Versagen der
europäischen Staaten empfunden
habe. Fast drei Jahre hatten die ser-
bischen Belagerer während des
Krieges die Bewohner der Stadt
durch Granatbeschuss und Scharf-
schützen terrorisiert und 10.000
Menschen umgebracht. Dort haben
wir konkret die Funktion einer
Nato-Truppe gesehen, die zur
Beendigung des Mordens beigetra-
gen hatte und ein Wiederaufflam-
men des Krieges verhinderte.

Sie sind Gründungsmitglied der
Grünen. Wollten Sie schon immer
Politiker werden?

Nein, aber ich war seit Schülerzei-
ten politisch aktiv, später Lehrer mit
Freude am Beruf und zugleich
Teilzeitpolitiker. Das Ziel, Vollzeit-
politiker zu werden, ergab sich aus
der Friedensbewegung heraus.

Nach dem 11. September haben Sie
den hohen Konformitätsdruck kriti-
siert und vor blinder Loyalität
gewarnt. Auch die rot-grüne Regie-
rung müsse kontrolliert und ihr
gegebenenfalls widersprochen wer-
den. Wie gehen Sie mit diesem An-
passungszwang um?

In solchen Extremsituationen versu-
che ich persönlich dem Konformi-
tätsdruck entgegenzuwirken, indem
ich innerlich aus der Koalition aus-
trete. Dann ziehe ich verschiedene
Experten hinzu – Friedensforscher,
einzelne Friedensbewegte, Leute
mit UN-Erfahrung; sie helfen mir,
die Frage zu beantworten, was in
dieser Situation legitim, notwendig
und vor allem verantwortbar ist,
um so nach bestem Wissen und
Gewissen entscheiden zu können.

Sie haben am 16. November 2001
dem Einsatz der Bundeswehr im
Kampf gegen das Al Qaida-
Netzwerk und seine Unterstützer
zugestimmt. Anfang November hat-
ten Sie eine Zwischenbilanz zum
Afghanistaneinsatz der USA vorge-
legt, in dem Sie die Luftangriffe als
unverhältnismäßig bezeichnet und
einen militärischen Beitrag der
Bundesrepublik ausgeschlossen hat-
ten. War der Druck von Seiten der
Regierung zu groß?

Persönlichen Druck habe ich nicht
erfahren. Die Entscheidungsalter-
nativen und meine Mitverantwort-
lichkeit für die Konsequenzen übten
aber einen Wahnsinnsdruck aus.
Binnen weniger Tage führte eine
veränderte Situation zu meiner 
– und vieler anderer – Positions-
änderung. Entscheidend war ers-
tens, dass der Konflikt in Afgha-
nistan in kurzer Zeit erheblich
schrumpfte, dass es uns Grünen
zweitens gelang, den Bundeswehr-

Auftrag durch entsprechende Be-
schlüsse des Bundestages erheblich
klarer zu fassen und vor allem den
Einsatz der Bundeswehr einzubet-
ten in eine umfassende Politik
gegen Nährböden des Terrorismus.

Wenn die USA den Kampf gegen
den Terrorismus auf andere Staaten
ausweiteten, würden Sie dem
zustimmen?

Mit militärischen Mitteln allein ist
der Hydra des internationalen Ter-
rorismus nicht beizukommen. Von
der UN gedeckt ist das Vorgehen in
Afghanistan, das aber an das
Kriegsvölkerrecht gebunden ist. Der
Reihe nach gegen andere Länder
kriegerisch vorzugehen, ist völker-
rechtlich nicht legitimierbar, und
völlig kontraproduktiv. Es hätte ver-
heerende Konsequenzen für den
ganzen Mittleren und Nahen Osten
und für die Welt. Und deshalb ist es
auch so wichtig, dass die Bundes-
republik und die EU alles gegen
solch abenteuerliche Kriegspolitik
unternehmen.

Mit welchen anderen, nichtmilitäri-
schen Mitteln lässt sich der Terroris-
mus bekämpfen?

Notwendig sind politisch-diploma-
tische, polizeiliche, geheimdienstli-
che, finanzpolitische, wirtschafts-
und kulturpolitische Maßnahmen.
Vor allem geht es darum, dass die
Staatengemeinschaft Mitverant-
wortung übernimmt für ordnungs-
lose Räume wie Afghanistan, die zu

Exportstätten für Gewalt und
Terrorismus geworden sind. Vielfäl-
tige Hilfen zum "nation building",
zum Aufbau von Wirtschaft und
Zivilgesellschaft wirken gegen die
Seuche privatisierter Gewalt.

Bei der Entwicklungshilfe hat die
Bundesrepublik Nachholbedarf;
denn von der Selbstverpflichtung der
Industriestaaten, 0,7 Prozent des
Bruttoinlandprodukts aufzubringen,
ist sie weit entfernt.

Gegenüber der SPD-Spitze konnten
wir eine Erhöhung des Entwick-
lungshilfeetats nicht durchsetzen.
Ein Umdenken setze erst mit dem
11. September ein. Die Höhe allein
ist jedoch nicht entscheidend. Ge-
nauso wichtig ist es, die Mittel
effektiver einzusetzen. Dies ist uns
in den letzen Jahren gelungen. Die
Dimension der zivilen Konfliktbear-
beitung hat einen erheblich höhe-
ren Stellenwert erhalten.

Welche Erwartungen hatten Sie an
das rot-grüne Projekt 1998? 

Ich hoffte auf einen Schub für die
ökologisch-soziale Modernisierung
und die Energiewende, auf ein Ende
gesellschafts- und friedenspoliti-
scher Blockaden, ich hoffte auf
Gestaltungsmöglichkeiten. Zugleich
war meine Erwartungshaltung ge-
genüber Kanzler Schröder sehr
nüchtern. Was dann alles kam, trug
noch einmal zur Ernüchterung bei.
Dies hing natürlich auch mit den
schwierigen Rahmenbedingungen

zusammen – von der internationa-
len Lage bis zu der zum Teil man-
gelhaften Zusammenarbeit zwi-
schen den Koalitionspartnern.

Wenn Sie jetzt auf die vergangene
Legislaturperiode zurückschauen.
Was waren Ihre größten Erfolge?

Ich habe beigetragen zum Aufbau
des Zivilen Friedensdienstes und
der anderen Säulen der Infrastruk-
tur für Zivile Konfliktbearbeitung.
Wie kaum jemand sonst im Bun-
destag habe ich unsere umstritte-
nen sicherheitspolitischen Entschei-
dungen transparent gemacht, sie
zur Diskussion gestellt und nach-
träglich (selbst-)kritisch überprüft.
Die neue friedenspolitische Pro-
grammatik der Grünen habe ich
entscheidend mitgeprägt. Vor
Jahren gab ich erste Anstöße zu
zwei Erinnerungsprojekten, die
jetzt Wirklichkeit wurden: die Ge-
denkstätte Riga-Bikernieki und die
Errinnerungs- und Forschungsstätte
Villa ten Hompel in Münster.

Manchmal scheint es, als dass die
rot-grünen Amtsträger sich gegenü-
ber der eigenen Fraktion recht sper-
rig verhalten. Welche Erfahrungen
machen Sie mit den Regierungsmit-
gliedern?

Die Ministerien verhalten sich sehr
verschieden. Die Zusammenarbeit
mit dem Verteidigungsministerium
ist schwierig. Beispiel Bundeswehr-
reform: Sie wurde durch den
Verteidigungsminister ohne den
Versuch einer Konsensbildung in
der Koalition, geschweige mit dem
Parlament durchgesetzt. Mit dem
Auswärtigen Amt hingegen läuft
die Zusammenarbeit äußerst kon-
struktiv..

Spüren Sie einen stärkeren Recht-
fertigungszwang seit dem Regie-
rungsantritt von Rot-Grün?

Natürlich, weil wir jetzt auch in
Mithaftung für die gesamte Regie-
rungspolitik sind. Deshalb ist es
schwieriger als in Oppositions-
zeiten, in denen man nur für das
verantwortlich ist, was man sagt.

Fühlten Sie sich in den letzten vier
Jahren durch Kritik verletzt?

Ja, wenn bei den Entscheidungen,
die ich mitgetragen habe, nicht auf
das Ausgangsproblem eingegangen
und mir Kriegswille oder Oppor-
tunismus unterstellt wurde. Es war
um so verletzender, wenn vorher
die direkte Auseinandersetzung
nicht gesucht wurde.

Welche Pläne haben Sie für die kom-
mende Legislaturperiode? Wollen
Sie auch künftig die Friedenspolitik
gestalten und wo sehen Sie konkre-
te Schwerpunkte?

Als sicherheits- und abrüstungspo-
litischer Sprecher der Fraktion will

ich für einen neuen Anlauf für
Abrüstung, für die Abschaffung der
Wehrpflicht, für eine Bundeswehr-
reform zur Stärkung gemeinsamer
Sicherheit und vor allem für den
Aufbau ziviler Friedensfähigkeiten
arbeiten. Die Kräfte für Polizeimis-
sionen und Zivilen Friedensdienst
müssen vervielfacht werden.

Besonders nach dem Regierungs-
umzug nach Berlin scheint sich die
Medienkultur verändert zu haben.
Themen werden aufgebauscht und
verschwinden schnell wieder in der
Versenkung.

Das Thema Krisenvorbeugung ist
wenig öffentlichkeitswirksam: Es
geht ja nicht um „spannende“
Gewalt und Streit, sondern um
Streitschlichtung und -vorbeugung.
Good news von verhinderter
Gewalt, gar Kriegen sind für
Medien nicht interessant. Insofern
arbeite ich an besonders dicken
Bretter. Meine letzte Bosnienreise
hat mir sehr deutlich gemacht, wie
sehr gerade Friedensarbeit und 
-politik langen Atem erfordern, ganz
im Unterschied zur Kurzatmigkeit
der Medienwelt.

Auch die Politiker scheinen den
Selektionsmechanismen der Medi-
en entgegen kommen zu wollen.
Politik wird inszeniert und wirkt mit-
unter wie Theater.

Das habe ich schon in Bonn so
erlebt. Politik erschöpft sich immer
häufiger in medialer Schaumschlä-
gerei.

Ist der Umgang zwischen den politi-
schen Akteuren hinter der medialen
Bühne genauso vergiftet?

Nein, da gibt es etliche offene und
kollegiale Kontakte. Allerdings em-
pfinde ich es auch im Ausschuss
immer wieder beschämend, wie
simpel und bloß parteitaktisch oft-
mals gestritten wird. Da wird viel
Zeit und Kraft vertan.

Was zeichnet Ihrer Meinung nach
einen guten Politiker/eine gute Poli-
tikerin in der Zukunft aus?

Klare Grundorientierung,Vision und
Realitätssinn, Verantwortungsbe-
wusstsein über die Legislaturperio-
de und die eigene Klientel hinaus,
soziale und Sachkompetenz, große
Offenheit, Hör- und Lernfähigkeit,
Beharrlichkeit, Überzeugungs- und
Durchsetzungsfähigkeit.

Würden Sie Interessierten heutzuta-
ge noch dazu raten, sich politisch zu
engagieren?

Ja. Trotz aller Riesenprobleme und
Widrigkeiten der politischen Eben-
en – man kann doch was bewirken,
es ist spannend, man lernt auch
viele tolle Leute kennen.

Vielen Dank für das Gespräch.

Vertrauensvolle Zusammenarbeit: Außenminister Joschka Fischer und Winni Nacht-

wei, laut Süddeutscher Zeitung „Das Frühwarnsystem der Grünen“


